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5 8 9 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über den Schutz von Tieren
beim internationalen Transport

5 9 0 . Vereinbarung zwischen der für das ADR zuständigen Behörde des Königreiches Schweden und dem
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr der Republik Österreich
gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend die Beförderung von Dicetylperoxydicarbonat

5 9 1 . Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über den Schutz von Tieren beim
internationalen Transport
(NR: GP XVII RV 937 AB 1021 S. 111. BR: AB 3733 S. 519.)

5 9 2 . Zusatzabkommen zum Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Europäischen
Organisation für Kernforschung im Bereich der Sozialen Sicherheit
(NR: GP XVII RV 863 AB 944 S. 104. BR: AB 3684 S. 516.)

5 9 3 . Internationaler Fernmeldevertrag (Nairobi, 1982) samt Anlagen 1 bis 3, Schlußprotokoll,
Zusatzprotokollen I bis VII, ergänzt durch die Vollzugsordnungen für den
Telegrafendienst, für den Telefondienst und für den Funkdienst, sowie Fakultatives
Zusatzprotokoll und Vorbehalte der Republik Österreich
(NR: GP XVII RV 716 AB 865 S. 93. BR: AB 3644 S. 511.)

589. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. Dezember 1989 betreffend den Geltungsbe-
reich des Europäischen Übereinkommens über
den Schutz von Tieren beim internationalen

Transport

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunden zum Europäi-
schen Übereinkommen über den Schutz von Tieren
beim internationalen Transport (BGBl. Nr. 597/
1973) hinterlegt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Belgien 21. November 1973
Bundesrepublik

Deutschland
(einschließlich
Land Berlin) 9. Jänner 1974

Finnland 4. Februar 1975
Frankreich 9. Jänner 1974
Griechenland 25. Mai 1978
Irland 14. März 1975
Italien 3. Mai 1974

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Beitrittsurkunde:

Niederlande 4. September 1980
Portugal 28. Mai 1982
Spanien 2. August 1974
Türkei 19. Dezember 1975
Vereinigtes

Königreich
(einschließlich
Insel Man) 9. Jänner 1974

Zypern 8. Februar 1977

Anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsur-
kunden haben Belgien, die Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich und das Vereinigte König-
reich erklärt, das Übereinkommen mit Wirksamkeit
vom 1. Juli 1974 anzuwenden.

Nach weiteren Mitteilungen des Generalsekretärs
des Europarates hat das Vereinigte Königreich den
Geltungsbereich des Übereinkommens mit Wirk-
samkeit vom 13. September 1974 auf Gibraltar und
mit Wirksamkeit vom 9. September 1983 auf Jersey
und Guernsey ausgedehnt.

Vranitzky
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590.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DER FÜR DAS ADR ZU-
STÄNDIGEN BEHÖRDE DES KÖNIG-
REICHES SCHWEDEN UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH GEMÄSS RN.
2010 DES ADR BETREFFEND DIE BE-
FÖRDERUNG VON DICETYLPEROXY-

DICARBONAT
In Abweichung von den Bestimmungen der Rn.

2550 und 2552 des ADR kann Dicetylperoxydicar-
bonat, zugeordnet der Klasse 5.2 Buchstabe E unter
folgenden Bedingungen im grenzüberschreitenden
Straßenverkehr befördert werden:

1. Das Peroxyd ist in Gefäße oder Säcke aus
geeignetem Kunststoff zu verpacken, die in
geeignete Schutzverpackungen eingesetzt
werden. Die Verpackungen müssen den
Vorschriften für die Verpackungsgruppe II
des Anhangs A.5 ADR entsprechen. Ein
Versandstück darf nicht mehr als 50 kg des
Stoffes enthalten.

2. Für die Zusammenpackung gelten sinngemäß
die Bestimmungen der Rn. 2562 des ADR.

3. Die Versandstücke sind mit zwei Gefahrzet-
teln nach Muster Nr. 5 zu versehen.

4. Der Absender hat in das Beförderungspapier
neben den üblichen Angaben den zusätzlichen
Vermerk: „Nach Rn. 2010 des ADR verein-
barte Beförderung" einzutragen.

5. Übersteigt die Menge 2 000 kg, so gelten die
Bestimmungen der Rn. 10 321 des ADR.

6. Der Stoff ist in einer Weise zu befördern, daß
die umgebende Temperatur +20 °C nicht
übersteigt.

7. Mit einer Beförderungseinheit dürfen nicht
mehr als 5 000 kg des Stoffes befördert
werden.

Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen Schweden und Österreich bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien.

Karlstad, am 6. November 1989

Die für das ADR zuständige Behörde des
Königreiches Schweden:

Björn Sandborgh

Wien, am 15. November 1989

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Kafka

Vranitzky
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591.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

ZUSATZ-
PROTOKOLL

ZUM EUROPÄISCHEN
ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DEN SCHUTZ VON TIE-
REN BEIM INTERNATIO-

NALEN TRANSPORT
Die Mitgliedstaaten des Euro-

parates, Unterzeichner dieses
Zusatzprotokolls,

unter Bezugnahme auf das
Europäische Übereinkommen
über den Schutz von Tieren beim
internationalen Transport, *) in
der Folge „Übereinkommen"
genannt, das für die Mitgliedstaa-
ten des Europarates am
13. Dezember 1968 in Paris zur
Unterzeichnung aufgelegt wor-
den ist und gemeinsame Bestim-
mungen enthält, durch welche
Tiere bei Transporten vor Leiden
bewahrt werden;

im Hinblick darauf, daß die
Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft Zuständigkeiten in der
durch dieses Übereinkommen
geregelten Materie besitzt und
deshalb die Möglichkeit erhalten
sollte, diesem Vertragswerk bei-
zutreten,

sind wie folgt übereingekom-
men:

Artikel 1

Art. 48 des Übereinkommens
wird durch folgenden Absatz
ergänzt:

„4. Die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft kann Ver-
tragspartei dieses Übereinkom-
mens werden, indem sie es unter-
zeichnet. Das Übereinkommen
tritt für die Gemeinschaft sechs
Monate nach seiner Unterzeich-
nung in Kraft."

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 597/
1973
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Artikel 2

In Artikel 52 des Übereinkom-
mens werden die Worte „allen
dem Übereinkommen beigetrete-
nen Staaten" durch die Worte
„allen Vertragsparteien, die nicht
Mitgliedstaaten des Rates sind"
ersetzt.

Artikel 3

Artikel 47, Absatz 2 des Über-
einkommens wird durch folgen-
den Zusatz ergänzt:

„Im Falle eines Streites zwi-
schen zwei Vertragsparteien, von
denen eine Mitgliedstaat der
Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft ist, welche selbst Vertrags-
partei ist, wird die andere Ver-
tragspartei das Schiedsersuchen
sowohl an den Mitgliedstaat als
auch an die Gemeinschaft rich-
ten. Diese werden gemeinsam
innerhalb von drei Monaten nach
Erhalt des Ersuchens bekanntge-
ben, ob der Mitgliedstaat, die
Gemeinschaft oder beide gemein-
sam, Streitpartei sind. Falls eine
solche Bekanntgabe innerhalb der
zuvor genannten Frist unter-
bleibt, werden der Mitgliedstaat
und die Gemeinschaft hinsichtlich
der Anwendung der Bestimmun-
gen, die die Bildung des Schieds-
gerichtes und das Verfahren vor
demselben regeln, als ein und die-
selbe Streitpartei angesehen. Die-
selbe Regelung gilt, wenn ein
Mitgliedstaat und die Gemein-
schaft gemeinsam als Streitpartei
auftreten."

Artikel 4

1. Dieses Zusatzprotokoll liegt
zur Unterzeichnung durch die
Mitgliedstaaten des Europarates,
welche das Übereinkommen
unterzeichnet haben, auf; diese
können Partei dieses Zusatzpro-
tokolls werden, indem sie entwe-
der

a) ohne Vorbehalt der Ratifi-
kation, Annahme oder
Genehmigung oder

b) vorbehaltlich der Ratifika-
tion, Annahme oder Geneh-
migung, gefolgt durch die
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Ratifikation, Annahme oder
Genehmigung, die Unter-
zeichnung vornehmen.

2. Staaten, die dem Überein-
kommen beigetreten sind, können
auch dem Zusatzprotokoll beitre-
ten.

3. Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Beitrittsur-
kunden werden beim Generalse-
kretär des Europarates hinterlegt.

Artikel 5

Dieses Zusatzprotokoll tritt in
Kraft, sobald die Parteien des
Übereinkommens Parteien des
Zusatzprotokolls gemäß Art. 4
geworden sind.

Artikel 6

Ab dem Zeitpunkt seines
Inkrafttretens wird dieses Zusatz-
protokoll einen Bestandteil des
Übereinkommens bilden. Von
diesem Zeitpunkt an kann kein
Mitgliedstaat mehr Partei des
Übereinkommens werden, ohne
gleichzeitig Partei des Zusatzpro-
tokolls zu werden.

Artikel 7

Der Generalsekretär des Euro-
parates zeigt den Mitgliedstaaten
des Europarates, den anderen
Parteien des Übereinkommens
und der Kommission der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft
an:

a) jede Unterzeichnung ohne
Vorbehalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung;

b) jede Unterzeichnung mit
Vorbehalt der Ratifikation,
Annahme oder Genehmi-
gung;

c) jede Hinterlegung einer
Ratifikations-, Annahme-,
Genehmigungs- oder Bei-
trittsurkunde;

d) den jeweiligen Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses
Zusatzprotokolls gemäß
Artikel 5 desselben.

415
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Zu Urkund dessen haben die
hiezu ermächtigten Unterzeich-
neten das vorliegende Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Straßburg am
10. Mai 1979 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer einzigen
Urschrift, die im Archiv des
Europarates hinterlegt wird. Der
Generalsekretär des Europarates
übermittelt allen unterzeichnen-
den und beitretenden Staaten
beglaubigte Abschriften.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 7. November 1989 beim Generalsekretär des Europarates hinterlegt; das Zusatzproto-
koll tritt gemäß seinem Art. 5 mit 7. November 1989 in Kraft.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarates haben folgende weitere Staaten das Zusatz-
protokoll ratifiziert bzw. sind ihm beigetreten: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland (ein-
schließlich Land Berlin), Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Luxemburg, Nieder-
lande, Norwegen, Portugal, Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei, Vereinigtes Königreich (einschließlich
Jersey und Guernsey) und Zypern.

Vranitzky

592.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ZUSATZABKOMMEN

ZUM ABKOMMEN VOM 1. JUNI 1973
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER EUROPÄISCHEN
ORGANISATION FÜR KERNFOR-
SCHUNG IM BEREICH DER SOZIALEN

SICHERHEIT

Die Republik Österreich

und

die Europäische Organisation für Kernforschung

sind übereingekommen, das am 1. Juni 1973
geschlossene Abkommen im Bereich der Sozialen
Sicherheit *) — im folgenden Abkommen genannt
— wie folgt zu ändern und zu ergänzen:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 217/1974
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Artikel I

1. a) Artikel 1 Ziffer 4 des Abkommens erhält
folgende Fassung:

„4. ,Pensionsfonds' den vom Rat des CERN ein-
gerichteten Pensionsfonds (Pension Fund);"

b) Artikel 1 Ziffer 6 des Abkommens erhält fol-
gende Fassung:

„6. ,A1VG 1977' das Arbeitslosenversicherungs-
gesetz 1977 — A1VG 1977, BGBl. Nr. 609/1977, in
der jeweils geltenden Fassung;"

2. Artikel 2 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Dieses Abkommmen findet auf öster-
reichische Staatsbürger und ihre Hinterbliebenen
sowie auf Flüchtlinge im Sinne der Konvention
vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der
Flüchtlinge und des Protokolls hiezu vom 31. Jän-
ner 1967 Anwendung.

(2) Rechtsvorschriften, die sich aus zwischen-
staatlichen Verträgen ergeben, sind im Verhältnis
zwischen den Vertragsparteien nicht zu berücksich-
tigen."

3. Artikel 3 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung:

„Scheidet eine Person aus der Krankenversiche-
rung des CERN aus, so werden im Falle einer
Selbstversicherung in der österreichischen Kran-
kenversicherung nach dem ASVG für den Beginn
dieser Versicherung und die Erfüllung einer Warte-
zeit auch die in der Krankenversicherung des
CERN zurückgelegten Zeiten so berücksichtigt, als
hätte während dieser Zeiten Versicherungspflicht
in der Krankenversicherung nach dem ASVG
bestanden."

4. Artikel 4 des Abkommens entfällt.

5. Artikel 5 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Angestellte haben nach Maßgabe der fol-
genden Absätze das Recht, der Pensionsversiche-
rung der Angestellten nach dem ASVG beizutreten.

(2) Das Recht nach Absatz 1 ist binnen drei
Monaten ab Beginn der Tätigkeit beim CERN bei
der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten
schriftlich geltend zu machen.

(3) Die Versicherung nach Absatz 1 beginnt mit
dem Tag des Beginnes der Tätigkeit und endet mit
dem Ende der Tätigkeit beim CERN.

(4) Die Versicherung nach Absatz 1 hat die glei-
chen Rechtswirkungen wie eine Pflichtversiche-
rung.
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(5) Der Angestellte hat für die Dauer der Versi-
cherung nach Absatz 1 die Beiträge nach den Vor-
schriften des ASVG betreffend die Pflichtversiche-
rung in der Pensionsversicherung zur Gänze zu
entrichten."

6. Artikel 6 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung:

„(1) Beendet ein Angestellter seine Tätigkeit
beim CERN, so haben der Angestellte oder seine
anspruchsberechtigten Hinterbliebenen das Recht,
in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
ASVG betreffend den Erwerb von Versicherungs-
zeiten bei Beendigung eines Dienstverhältnisses zu
einer internationalen Organisation durch Entrich-
tung von Beiträgen für die Dauer dieser Tätigkeit
Versicherungszeiten in der Pensionsversicherung
nach dem ASVG zu erwerben.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für eine Person,
die im Falle einer Auflösung des CERN eine lau-
fende Leistung aus dem Pensionsfonds bezieht; hie-
bei steht die Auflösung des CERN dem Ende der
Tätigkeit beim CERN gleich."

7. Die Artikel 7 und 8 des Abkommens entfallen.

8. a) Im Artikel 10 Absatz 1 des Abkommens
wird der Ausdruck „A1VG 1958" durch den Aus-
druck „A1VG 1977" ersetzt.

b) Dem Artikel 10 des Abkommens wird ein
Absatz 4 mit folgendem Wortlaut angefügt:

„(4) Der Antrag auf Arbeitslosengeld ist bei dem
für den Aufenthaltsort des Arbeitslosen zuständi-
gen Arbeitsamt zu stellen."

9. Die Artikel 11 bis 13 des Abkommens entfal-
len.

10. Im Artikel 15 des Abkommens wird der Aus-
druck „Bundesminister für soziale Verwaltung"
durch den Ausdruck „Bundesminister für Arbeit
und Soziales" ersetzt.

Artikel II

(1) Für Angestellte, deren Tätigkeit beim CERN
vor dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens
begonnen hat, beginnt die im Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens in der Fassung dieses Zusatzabkom-
mens festgesetzte Frist mit dem Inkrafttreten dieses
Zusatzabkommens.

(2) Für Angestellte, die vor dem Inkrafttreten
dieses Zusatzabkommens ihre Tätigkeit beim
CERN beendet haben, beginnt die für eine Bei-
tragsentrichtung nach Artikel 6 des Abkommens in
der Fassung dieses Zusatzabkommens festgesetzte
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Frist mit dem Inkrafttreten dieses Zusatzabkom-
mens.

Artikel III

Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monates nach Ablauf des Monates in Kraft,
in dem ein Notenaustausch zwischen den hiefür
gehörig bevollmächtigten Vertretern des Bundes-
präsidenten der Republik Österreich und des
CERN erfolgt ist.

GESCHEHEN zu Genf, am 13. Dezember 1988
in zwei Urschriften in deutscher und englischer
Sprache, wobei jeder Text in gleicher Weise au-
thentisch ist.

Für die Republik Österreich:

Ceska

Für die Europäische Organisation für Kernfor-
schung:

Schopper

Die Mitteilungen gemäß Art. III des Abkommens wurden am 24. bzw. 27. Oktober 1989 abgegeben;
das Abkommen tritt gemäß seinem Art. III mit 1. Jänner 1990 in Kraft.

Vranitzky

593.

Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des gegenständlichen Staatsver-
trages: Internationaler Fernmeldevertrag (Nairobi,
1982), dessen Teil II samt Anlagen 1 bis 3 sowie
Schlußprotokoll, Zusatzprotokolle I bis VII und
Fakultatives Zusatzprotokoll die Anlage A dieses
Beschlusses bilden, sowie Vollzugsordnung für den
Funkdienst, welche die Anlagen B und B 1 dieses
Beschlusses bilden, und Vollzugsordnungen für den
Telegrafendienst und den Telefondienst (ident mit
den Anlagen A und B des Beschlusses vom 24. März
1977, 379 der Beilagen, XIV. GP) samt Vorbehalt
der Republik Österreich wird genehmigt.

2. Gemäß Art. 49 Abs. 2 B-VG ist das Gesamtver-
tragswerk dadurch kundzumachen, daß es vom

Bundeskanzler unter Mitwirkung des Bundesmini-
sters für öffentliche Wirtschaft und Verkehr beim
Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr, Generaldirektion für die Post- und
Telegraphenverwaltung, Abteilung 03, Postgasse 8,
1011 Wien, während der üblichen Dienststunden
zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt wird.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und
vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 30. Mai 1989 beim
Generalsekretär der Internationalen Fernmelde-
union hinterlegt; der Vertrag ist gemäß seinem
Art. 45 Abs. 3 mit 30. Mai 1989 in Kraft getreten.

Vranitzky
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